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Konsultation zum Entwurf des 
Klimaschutzprogramms der Bundesregierung 
Stellungnahme der Stiftung KlimaWirtschaft 
 
I - Vorbemerkung 
 
Ungeachtet der vielen strukturellen Herausforderungen für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland schreitet der Klimawandel in rasantem Tempo voran. Auch in Europa 
bedroht der Klimawandel zunehmend Wohlstand und Lebensgrundlagen der 
Menschen – und damit die Basis unserer Wirtschaft. Die zentrale Aufgabe unserer 
Zeit ist es daher, Wirtschaftswachstum und Klimaschutz miteinander in Einklang zu 
bringen. Mit massiven Investitionen in neue Technologien, Prozesse und Produkte 
haben zahlreiche Konzerne, Mittelständler und Start-ups die Grundlagen für die 
Geschäftsmodelle der Zukunft und den Wohlstand künftiger Generationen gelegt.  
 
Damit innovative Unternehmen weiter investieren können, braucht die Wirtschaft 
verlässliche und kohärente politische Rahmenbedingungen. Ziel muss es sein, den 
langfristig angelegten Transformationszyklen der Wirtschaft auch ein langfristig 
beständiges Klimaschutzprogramm (KSP) zu Seite zu stellen. Wenn dies gelingt, 
können Unternehmen in Deutschland die dringend benötigten Zukunftsinvestitionen 
tätigen, gut bezahlte, zukunftsfähige Arbeitsplätze am Standort Deutschland sichern 
und zugleich dazu beitragen, den fortschreitenden Klimawandel einzudämmen. 
 
Die Stiftung KlimaWirtschaft appelliert an die Bundesregierung, bei der 
Weiterentwicklung des KSP einen ambitionierteren Ansatz zu verfolgen. Der finale 
Entwurf des Maßnahmenprogramms muss auch in der Logik einer 
sektorübergreifenden, mehrjährigen Gesamtrechnung die nationalen 
Minderungsverpflichtungen einhalten können.  Alle Sektoren müssen ihren Beitrag 
leisten und ambitionierte Klimaschutzmaßnahmen durchführen können. Dies betrifft 
insbesondere auch die Sektoren Verkehr und Gebäude. 
 
Klimaschutz und Wirtschaftswachstum in Einklang zu bringen wird nur gelingen, 
wenn Politik und Wirtschaft an einem Strang ziehen. Die Stiftung KlimaWirtschaft 
begrüßt daher die Durchführung einer Konsultation zum KSP und bringt sich mit der 
Lösungskompetenz und Verantwortungsbereitschaft ihrer Förderunternehmen gerne 
mit einer Stellungnahme ein. Als CEO-Allianz zur Förderung des unternehmerischen 
Klimaschutzes liegt der Fokus der Stiftung dabei auf der Frage, welche Änderungen 
von Rahmenbedingungen und Anreizen dabei helfen können, weitere Investitionen in 
die Transformation zur Klimaneutralität und die Marktdurchdringung von 
Schlüsseltechnologien für die Klimaneutralität zu beschleunigen, die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie zu stärken und die Wirksamkeit 
marktwirtschaftlicher Instrumente bestmöglich zu gewährleisten. 
 
Im Folgenden geht die Stiftung KlimaWirtschaft darauf ein, welche 
sektorspezifischen und sektorübergreifenden Maßnahmen in einem verlässlichen 
und zugleich ambitionierten KSP zwingend berücksichtigt werden müssen: 
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II - Betrachtung sektoraler Maßnahmen 
 
Energiesektor 
 
Auf dem Weg zu einem wettbewerbsfähigen Strompreis müssen Unternehmen und 
Haushalte in Zukunft von den günstigen Gestehungskosten der Erneuerbaren 
Energien (EE) profitieren können. Um die Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver 
Industrien zu verbessern und attraktive Strompreise für E-Mobilität, Schienenverkehr 
und Gebäudewärme anbieten zu können, muss die Bundesregierung im KSP die dafür 
nötigen netzseitigen und energiemarktlichen Weichen stellen. Insbesondere mit Blick 
auf die technologieoffene Wahrung der Versorgungssicherheit, den Netzausbau und 
die Integration der EE-Erzeugung sind strukturelle Nachbesserungen vonnöten.  
 

Damit Deutschland auch in Zukunft eine erfolgreiche Industrienation bleiben kann, 
muss sich die Leistungsfähigkeit von Netzen und Speichern genauso wie das EE-
Angebot an den Bedarfen einer erfolgreichen Industrienation ausrichten. Die 
Überzeugung, mit der industrie- und wirtschaftspolitischen Agenda der 
Bundesregierung wieder auf einen stabilen Wachstumspfad zurückkehren zu können, 
muss sich auch in den Ausbauzielen von EE-Erzeugung, Netzen und Speichern 
widerspiegeln. Mit Zieldebatten, die z.B. den Ausbaupfad von Windenergie an Land 
oder Stromnetzen grundsätzlich infrage stellen, droht die Energieinfrastruktur 
hingegen zum Flaschenhals unserer wirtschaftlichen Entwicklung zu werden.  
 

Mit der beihilferechtlichen Genehmigung für einen auf drei Jahre befristeten 
Industriestrompreis hat sich Deutschland auf dem Weg zu einem 
wettbewerbsfähigen Strompreis lediglich Zeit erkauft. Die Bundesregierung muss 
daher im KSP die strukturellen Ursachen hoher Systemkosten angehen und das 
Netzentgeltniveau spürbar senken und langfristig stabilisieren, um Unternehmen in 
Deutschland mit einem international wettbewerbsfähigen Strompreis auf Basis 
Erneuerbarer Energien langfristige Planungssicherheit zu geben.  
 

Im KSP müssen daher aus Sicht der Stiftung KlimaWirtschaft im Bereich der 
Energiepolitik insbesondere die folgenden Punkte berücksichtigt werden: 
 

• Versorgungssicherheit & Speicher: Ausschreibungen genehmigter GKW schnell 
beginnen, um den Kohleausstieg zu sichern sowie Länder und Kommunen 
befähigen, Rahmenbedingungen zu schaffen, mit denen netzdienliche 
Speicher schnell genehmigt und wirtschaftlich betrieben werden können 

• EE-Erzeugung & Stromnetze: bestehende Ausbaupfade für EE-Anlagen und 
Stromnetze langfristig im WindBG bzw. im NEP verankern und über 
Lokalisierungsanreize (z.B. bei Netzanschlusskosten) sowie eine verbesserte 
Koordination zwischen EE-Ausbau und Netzplanung effizient halten  

• EEG-Reform: zügige Umsetzung einer EEG-Novelle, die auch nach 2026 einen 
beihilferechtskonformen Investitionsrahmen bietet, staatlich abgesicherte 
PPAs ermöglicht und Rechte zur Überbauung von Netzknotenpunkten stärkt 

• Digitalisierung der Energiewirtschaft: Smart-Meter-Rollout mit verbindlichen 
Umsetzungsfristen, beschleunigten Genehmigungsprozessen und klaren 
Zuständigkeiten über das Messstellenbetriebsgesetz vorantreiben 

• Flexibilisierung & Netzentgelte: Reform der Netzentgeltsystematik, die das 
Netzentgeltniveau spürbar senkt und langfristig stabilisiert sowie die Nutzung 
nachfrageseitiger Flexibilitätspotenziale belohnt 

• Stromsteuer: Stromsteuersenkung auch für Privathaushalte, um den Hochlauf 
klimafreundlicher Technologien bei Gebäuden und im Verkehr zu erleichtern  

• Wasserstoff: verbindlichen Umstellungszeitplan für H₂-ready Gaskraftwerke 
erarbeiten, damit das H2-Kernnetz über gesicherte Abnehmer verfügt 
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Industriesektor 
 
Die Baseline einer zukunftsfähigen Industriepolitik liegt nach wie vor in einem 
Emissionshandel, der alle relevanten Sektoren erfasst und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in Europa gewährleistet. Investitionen in 
die Dekarbonisierung der Industrie bleiben dabei das beste Mittel gegen einen 
steigenden ETS-Kostendruck, der die Wettbewerbsfähigkeit einiger Unternehmen der 
energieintensiven Industrie bedroht. Gleichzeitig wird immer sichtbarer, dass der 
Emissionshandel allein nicht ausreicht, um diese Investitionen auszulösen. Im KSP 
muss die Bundesregierung daher die Eckpunkte einer investitionsfördernden 
Flankierung des ETS aufzeigen. Mit Blick auf subventionierte Überkapazitäten aus 
Drittstaaten brauchten europäische Unternehmen besonders in strategisch 
relevanten Branchen eine gesicherte europäische Nachfrage, um Investitionen in die 
Dekarbonisierung strategisch relevanter Wertschöpfungsketten in Europa tätigen und 
Abhängigkeiten von Drittstaaten reduzieren zu können. 
 

Ein wichtiger Teil der Flankierung des Emissionshandels liegt im Vergaberecht, das 
die Entwicklung klimafreundlicher Innovationen deutscher Unternehmen künftig 
stärker honorieren muss. Mit rechtssicheren Klimaschutz-, Zirkularitäts- und Local-
Content-Kriterien kann die öffentliche Beschaffung dabei zum Motor für 
Klimaschutz, Kreislaufwirtschaft und Resilienz in der deutschen Industrie werden.  
Auch privatwirtschaftliche Leitmarktinitiativen, die Win-Win-Situationen für 
Produzenten und Abnehmer schaffen, sollten stärker regulativ unterstützt werden.  
 

Vor dem Hintergrund zunehmender geopolitischer Spannungen braucht es wirksame 
Handelsschutzmechanismen, die innovativen Unternehmen die nötige Beinfreiheit 
zur Bewältigung ihrer Transformationsaufgaben am Standort Deutschland geben. 
Ohne eine wirksame Ausweitung des CBAM werden innovative Unternehmen im 
Wettbewerb mit den klimafreundlichen Produkten der hochsubventionierten 
Konkurrenz aus China derzeit im Regen stehen gelassen. Auch hier erwartet die 
Industrie klare Signale der Bundesregierung für die Entwicklung wirksamer 
Instrumente zur Wiederherstellung eines globalen Level Playing Fields.  
 

Aus Sicht der Stiftung KlimaWirtschaft muss das KSP im Bereich der Industrie 
insbesondere die folgenden Punkte berücksichtigen: 
 

• Strompreise: Netzentgelte langfristig senken sowie die geplante Kumulation 
von Industriestrompreis und Strompreiskompensation aufrechterhalten, bis 
ein wettbewerbsfähiger Strompreis auf Basis von EE möglich ist 

• Leitmärkte: schnellstmögliche Umsetzung einer Vergabeverordnung mit 
rechtssicheren Klimaschutz-, Zirkularitäts- und Local-Content-Kriterien für 
die öffentliche Beschaffung (insb. für Investitionen im Rahmen des SVIK) 
sowie Verankerung der Förderfähigkeit emissionsreduzierter Grundstoffe im 
Zuwendungsrecht für bundesfinanzierte Infrastrukturvorhaben 

• Abschreibungen: Verlängerung der bis 2027 befristeten Möglichkeit zur 
degressiven Abschreibung neuer, beweglicher Wirtschaftsgüter im WaChaG 

• Förderung: Weiterentwicklung der Klimaschutzverträge mit Blick auf das 
Auktionsdesign, Technologieoffenheit (v.a. mit Blick auf CCU/S bei 
unvermeidbaren Industrieemissionen), bürokratischen Aufwand und 
ausreichende Planungssicherheit für weitere Auktionsrunden 

• De-Risking: Etablierung eines Garantiefonds zur Absicherung von langfristigen 
Lieferverträgen für klimafreundlichen Wasserstoff und EE-Strom 

• Handels- & Carbon-Leakage-Schutz: aktiver Einsatz der Bundesregierung für 
eine umfassendere Ausweitung des CBAM als bisher vorgeschlagen sowie die 
Prüfung weiterer handelsrechtlicher Maßnahmen gegen Überkapazitäten aus 
Drittstaaten im engen Austausch mit den betroffenen Unternehmen 
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Gebäudesektor 
 
Die erfolgreiche Dekarbonisierung des Gebäudesektors benötigt einen verlässlichen 
politischen Rahmen und eine mehrjährige, stabile Förderkulisse, die Unternehmen 
und privaten Bauherren  Planungssicherheit bietet. Die Zukunftsmission Bauwende 
kommt trotz Investitionen in neue Fertigungs- und Montageprozesse sowie 
kreislauffähige Bauprodukte aufgrund regulatorischer und förderrechtlicher 
Unsicherheiten derzeit nicht in Gang. Der Sektor verfehlt auch 2025 das fünfte Jahr 
in Folge die im Klimaschutzgesetz festgeschriebenen Sektorziele.  Anstatt den 
politischen Rahmen für die Dekarbonisierung des Sektors immer wieder an die 
politische Großwetterlage anzupassen, muss die Bundesregierung einen 
verlässlichen Ordnungsrahmen für die Transformation des Gebäudesektors schaffen 
und mit der Reform der Bundesförderung effiziente Gebäude eine mehrjährige, 
stabile Förderkulisse etablieren, die den Transformationsprozess wirksam flankiert. 
 

Für einen effizienteren Abfluss der bereitgestellten Fördermittel, müssen 
staatlichen Förderprogramme auf der Bundesebene neu organisiert werden. Im 
Gebäudebereich gibt es momentan über 3000 Förderprogramme. Benötigt werden 
hingegen wenige, dafür aber schlagkräftige Förderregime, die szur Steigerung der der 
Produktivität des Sektors beitragen. Ein Hebel zur Reduzierung der CO2-
Vermeidungskosten im Gebäudesektor kann die strukturelle Senkung der 
Stückkosten von Neubau- und Sanierungsvorhaben sein. Neben der Installation von 
integrierter Wärmebereitstellung und Kühltechnik sollten daher modulares Bauen 
und industrielles Sanieren stärker in den Fokus der Förderung gerückt werden. 
 

Entscheidungen für oder gegen Investitionen in Klimaschutztechnologien 
entscheiden sich auch im Gebäudesektor letztlich am Preis und 
Amortisationszeitraum. Galoppierende Netzentgelte und eine unklare CO2-
Preisentwicklung setzen aktuell widersprüchliche Preissignale. Vor diesem 
Hintergrund muss sich der Policy-Mix im Gebäudebereich deutlich stärker als bisher 
auf das Strom-Gaspreis-Verhältnis als entscheidende Zielgröße der Wärmewende 
ausrichten. Eine Kilowattstunde Strom darf perspektivisch maximal doppelt so teuer 
sein wie eine Kilowattstunde Gas. 
 

Aus Sicht der Stiftung KlimaWirtschaft müssen für den Gebäudesektor daher 
insbesondere die folgenden Maßnahmen im KSP berücksichtigt werden: 
 

• Verstetigte Finanzierung von Förderprogrammen: Schaffung überjähriger 
Haushaltstitel zur Finanzierung von Förderprogrammen im Gebäudesektor 

• Effizientere Förderregime: Gewährleistung eines effizienten Mittelabflusses 
der bereitgestellten Förderung und Steigerung der Produktivität des Sektors 
durch eine verbesserte Förderung für modulares Bauen und serielles Sanieren 

• KfW-Förderung EH-55: Förderfähigkeit für zinsverbilligte EH-55 Gebäude in 
Verbindung mit klimaneutraler Wärmebereitstellung aufrechterhalten, bis die 
Zahl neu gebauter Wohnungen die Zielgröße von 350.000 p.a. übersteigt 

• Gebäudemodernisierungsgesetz (GMG): zügige Umsetzung des GMG im 
Einklang mit den europarechtlichen Vorgaben der EPBD sowie der Vorgabe aus 
Art. 15a der Erneuerbare-Energien-Richtlinie (2023/2413), bis 2030 einen Anteil 
von 49% Erneuerbaren Energien im Gebäudebereich zu erreichen 

• Datenbasis für Steuerung, Planung und Monitoring: Einführung der in der 
EPBD vorgeschriebenen, nationalen Gebäudedatenbank, um eine gezielte 
Steuerung und verlässlichen Bewertung von Investitionen sowie echtes 
Monitoring und Fortschrittskontrolle zu ermöglich 

• ETS 2: aktiver Einsatz der Bundesregierung für das frühestmögliche 
Inkrafttreten des ETS 2 und Gewährleistung eines reibungslosen Übergangs 
vom nationalen Brennstoffemissionshandel in den ETS 2 

https://klimawirtschaft.org/positionen/impulspapier-zukunftsmission-bauwende
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Verkehrssektor 
 
Die anhaltenden Diskussionen über das geplante Verbrenner-Aus und die 
europäischen Flottengrenzwerte führen zu Verunsicherung und bremsen die 
Akzeptanz der Elektromobilität. Dabei liegen zahlreiche vielversprechende 
Vorschläge für die dringend erforderliche E-Mobilitäts-Offensive längst vor. Damit 
Elektrofahrzeuge „Made in Germany“ zum Motor für die Erholung der deutschen 
Autoindustrie werden können, muss die Bundesregierung im KSP aufzeigen, wie sie 
das E-Auto auch in Deutschland zur wirtschaftlich attraktivsten Option für den 
Individualverkehr machen will. 
 

In der Logistik bleibt der Schienengüterverkehr angesichts steigender Trassenpreise 
und einer unzureichenden Internalisierung der Klima- und Umweltkosten im 
Straßengüterverkehr trotz erheblicher Klimaschutzvorteile für Verlader wenig 
attraktiv. Zudem erschweren knappe Netzkapazitäten, die in die Jahre gekommene 
Infrastruktur und daraus resultierende Verspätungs- und Ausfallrisiken der 
Eisenbahn die Entwicklung verlässlicher und marktfähiger Angebote für die 
Verlagerung von Gütern von der Straße auf die klimafreundlichere Schiene. Zur 
Stärkung des Schienengüterverkehrs müssen neben einem Konzept für langfristig 
wettbewerbsfähige und planbare Trassenpreise und einer Strategie für die Zukunft 
des Einzelwagenverkehrs überfällige Investitionen in die Kapazität und 
Leistungsfähigkeit des Schienennetzes im Verkehrshaushalt priorisiert werden.  
 

Der Markthochlauf klimafreundlicher Kraftstoffe im Luft- und Seeverkehr ist für 
Deutschland nicht nur klimapolitisch, sondern auch industriepolitisch von großer 
Bedeutung. Für den Markthochlauf klimafreundlicher Antriebstechnologien brauchen 
deutsche Technologieführer eine gesicherte Nachfrage nach klimafreundlichen 
Kraftstoffen. Den Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Luft- und 
Seeverkehrsstandorts Deutschland müssen im KSP daher entsprechende Impulse für 
den Markthochlauf von klimafreundlichen Power-to-Liquid-Kraftstoffen (PtL) folgen. 
 

Aus Sicht der Stiftung KlimaWirtschaft müssen für den Verkehrssektor im KSP 
insbesondere die folgenden Punkte adressiert werden: 
 

• E-Mobilität: rasche Umsetzung der geplanten E-Auto Kaufprämie für kleine 
und mittlere Einkommen, steuerliche Entlastungen für Ladestrom und 
Schaffung der energiemarktlichen Voraussetzungen für bidirektionales Laden 

• ETS 2: aktiver Einsatz der Bundesregierung für das frühestmögliche 
Inkrafttreten des ETS 2 und Gewährleistung eines reibungslosen Übergangs 
vom nationalen Brennstoffemissionshandel in den ETS 2 

• Schienengüterverkehr: Erarbeitung eines tragfähigen, durchfinanzierten 
Konzepts zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit von Einzelwagenverkehr und 
Kombiniertem Verkehr sowie zur Digitalisierung von Schienenwegen und 
rollender Infrastruktur im engen Austausch mit den betroffenen Unternehmen 

• Trassenpreisreform: Umsetzung der angekündigten Trassenpreisreform für 
transparente und planbare Trassenpreise, eine faire Lastenverteilung 
zwischen den Verkehrsarten und zur Einhaltung der verkehrspolitischen Ziele 
der Bundesregierung rechtzeitig vor dem geplanten Inkrafttreten Anfang 2027 

• Schieneninfrastruktur: Etablierung eines mehrjährigen, durchfinanzierten 
Investitionsrahmens (Verknüpfung von Infraplan und LV-InfraGo) für die 
Schieneninfrastruktur ab dem Haushaltsjahr 2027 

• PtL-Kraftstoffe: aktiver Einsatz der Bundesregierung für praktikable 
Regulierungen für Wasserstoff in der EU als zentraler Grundstoff für 
klimafreundliche PtL-Kraftstoffe sowie Schaffung eines Haushaltstitels für die 
Direct Air Capture-Forschung im Haushalt des BMFTR 
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Landwirtschafts- und Ernährungssektor 
 
Deutschland braucht eine Strategie zur CO₂-Reduktion in Landwirtschaft und 
Ernährungssystemen mit messbaren Zwischenzielen und Meilensteinen. Dies 
umfasst die Stärkung etablierter Klimaschutzmaßnahmen, wie z.B. der 
Wiedervernässung von Mooren als wichtige CO2-Senke, Maßnahmen zur 
Beschleunigung der Elektrifizierung der Landwirtschaft oder der Förderung regionaler 
Biomassekreisläufe sowie regionaler Vermarktung. Um die sektorübergreifenden 
Klimaziele erreichen zu können, müssen darüber hinaus auch Maßnahmen zur 
Förderung alternativer Proteinquellen für die Humanernährung im KSP verstärkt 
berücksichtigt werden. 
 
Als Europas größter Markt für pflanzenbasierte Lebensmittel ist Deutschland in 
einer starken Ausgangsposition, die Proteindiversifizierung in Europa anzuführen. 
Pflanzenbasierte Proteine besitzen ein erhebliches Klimaschutzpotenzial, da sie im 
Vergleich zu tierischen Proteinen deutlich geringere Treibhausgasemissionen, 
weniger Flächenbedarf und einen geringeren Ressourcenverbrauch verursachen. Bei 
entsprechender regulatorischer Unterstützung, klaren politischen Leitplanken und 
Investitionen hat der Markt für pflanzenbasierte und sonstige alternative Proteine 
das Potenzial, Deutschlands Position als Technologieführer für die industrielle 
Herstellung alternativer Proteine zu festigen. Wenn dies gelingt, kann die 
Proteindiversifizierung und Substitution konventioneller tierischer Produkte bis 2045 
nicht nur bis zu 250.000 Jobs schaffen, sondern auch bis zu 8,1 Mio. t CO₂e 
einsparen.1  
 
Aus Sicht der Stiftung KlimaWirtschaft müssen für den Landwirtschafts- und 
Ernährungssektor im KSP daher die folgenden Punkte adressiert werden: 
 

• Ressortübergreifenden Proteinstrategie: Erarbeitung einer Proteinstrategie 
der gesamten Bundesregierung (BMLEH, BMUKN, BMWE, BMBFTR, BMF, BMG) 
auf Basis der Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirats für 
Ernährungspolitik („Mehr Auswahl am gemeinsamen Tisch“) mit Fokus auf 
Humanernährung, um dem wachsenden Markt für alternative Proteine eine 
verlässliche politische Grundlage zu geben 

• Steigerung der FuE-Investitionen: Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel 
für die Förderung von Investitionen in Fermentation, Zellkultur und 
biotechnologische Verfahren im Haushalt von BMLEH und BMFTR sowie für 
die Forschung zur gesundheitlichen Optimierung von Inhaltstoffen alternativer 
Proteinquellen im Haushalt des BMG 

• Öffentliche Kantinen: Erarbeitung von Leitlinien für den CO2-Fußabdruck des 
Essensangebots in öffentlichen Kantinen und Angebotsdiversifizierung in 
bundeseigenen Kantinen (z.B. Bundesministerien und nachgeordnete 
Behörden) als Treiber für den Markthochlauf alternativer Proteine 

• Umsatzsteuerreform: Schaffung eines steuerrechtlichen Level Playing Fields 
für tierische und nicht-tierische Produktgruppen (z.B. Kuhmilch und vegane 
Milchalternativen) in Anlage 2 des Umsatzsteuergesetzes  

• Innovationsfreundliche Politik auf EU-Ebene: Einsatz der Bundesregierung für 
die Beschleunigung von Novel-Food-Prüfverfahren der European Food Safety 
Authority und von Zulassungsverfahren der EU-Kommission sowie zur 
Beilegung der Debatte um das Bezeichnungsverbot veganer oder vegetarischer 
Produkte 

 
1 h"ps://gfieurope.org/de/wp-content/uploads/sites/2/2025/02/Systemiq-A-Taste-of-Tomorrow-Deutsche-Version.pdf 
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Sektorübergreifende Maßnahmen 
 
Circular Economy 
 
Das Schließen von Stoffkreisläufen mittels Recyclings, die Verringerung 
bestehender Stoffströme und die Verlängerung der Nutzungsdauer von Produkten 
birgt in allen Sektoren ein größtenteils ungenutztes Potenzial für die Reduktion von 
Treibhausgasemissionen. Derzeit stoßen die Unternehmen bei der Markteinführung 
zirkulärer Geschäftsmodelle allerdings häufig an ihre Grenzen, da der deutschen 
Kreislaufwirtschaft finanzielle Anreize, einheitliche Standards und verlässliche 
Rahmenbedingungen fehlen. Mit Blick auf die Verfügbarkeit von Kupfer oder 
Permanentmagneten für die Energiewende bleiben so zudem wichtige 
Resilienzpotenziale ungenutzt. 
 
Zur strategischen Verankerung der Circular Economy in allen relevanten 
Politikbereichen müssen im KSP insbesondere die folgenden sektorübergreifenden 
Maßnahmen berücksichtigt werden: 
 

• Mehrwertsteuer: Mehrwertsteuersenkung für zirkuläre Produkte im Rahmen 
einer ökologischen Steuerreform 

• Rohstofffonds: Erweiterung des Rohstofffonds, um Anschubfinanzierungen 
für zirkuläre Geschäftsmodelle zu sichern 

• Erweiterte Herstellerverantwortung: beschleunigte nationale Umsetzung der 
erweiterten Herstellerverantwortung und der Ökodesignrichtlinie (u.a. 
Förderung von Reparaturen) 

• Öffentliche Beschaffung: Weiterentwicklung der AVV Klima zu einer AVV Klima 
und Umwelt und Überführung der Bevorzugungspflicht von Waren aus 
Sekundärrohstoffen nach § 45 KrWG in anwendbare Vergabekriterien  

• Abfallendeverordnung: Rohstoffverfügbarkeit und Kreislaufwirtschaft durch 
konsequentes Abfallende verbessern 

 
Haushalt & privates Kapital 
 
Eine strategische Verzahnung von Bundeshaushalt, Sondervermögen (SVIK) sowie 
Klima- & Transformationsfonds (KTF) ist zentral für die nachhaltige Finanzierung 
von Klimaneutralität und wirtschaftlicher Transformation. Die Bundeshaushalte 
2025 und 2026 haben gezeigt, dass die Handlungsspielräume der öffentlichen 
Finanzierung eng sind. Mit Blick auf die kommenden Jahre und Haushalte, wird sich 
diese Situation weiter verschärfen. Auch die im SVIK bereitgestellten Mittel liegen 
unter dem Investitionsbedarf zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2045.  
 

• Priorisierung öffentlicher Ausgaben: Priorisierung knapper öffentlichen Mittel 
ausschließlich auf zusätzliche, investive, stimulierende und klimawirksame 
Maßnahmen; Fokus auf Investitionen in die Ertüchtigung der Energie- und 
Verkehrsinfrastruktur sowie auf Investitionen in Forschung, Entwicklung und 
Digitalisierung bei Investitionen  

• Zusätzlichkeit der Investitionen: Verlagerungen von Ausgaben zwischen 
Kernhaushalt, KTF und SVIK sind auszuschließen, da sie die Zusätzlichkeit 
verletzen und die Transparenz der Haushaltsführung untergraben. 

• Klimaschädliche Subventionen: Systematische Reduzierung fossiler 
Steuervergünstigungen und Fehlanreize sowie gezielter Einsatz der 
freiwerdenden Haushaltsmittel zur Förderung von Klimaschutzinvestitionen in 
Unternehmen und privaten Haushalten 
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Investitionen in den Klimaschutz und die Zukunftsfähigkeit der Wirtschaft liegen in 
geteilter Verantwortung von privatem und öffentlichem Sektor. Privates Kapital 
deutscher und ausländischer Anleger muss stärker als bisher in 
Klimaschutzinvestitionen und die Modernisierung unseres Wirtschaftsstandorts 
fließen können. Dazu muss die Bundesregierung die steuerlichen und 
förderrechtlichen Anreize für Investitionen in die Dekarbonisierung von Unternehmen 
deutlich verbessern. Besonders im Bereich der Infrastruktur müssen private 
Investitionen stärker als bisher auch über den Einsatz staatlicher Mittel gehebelt 
werden.  
 
Neben sektorspezifischen Maßnahmen zur privaten Finanzierung dringend 
notwendiger Klimaschutzmaßnahmen müssen im KSP auch die folgenden 
sektorübergreifenden Maßnahmen berücksichtigt werden: 
 

• Steuerliche Anreize: Superabschreibungen des Wachstumschancengesetzes 
(WaChaG) auch nach 2027 verlängern sowie zusätzliche Klimaboni zur 
Förderung von Investitionen in Effizienz, Dekarbonisierung und 
Klimaanpassung einführen 

• Förderrechtliche Anreize: vereinfachte Verfahren bei der Vergabe von 
Förderbescheiden zur Beschleunigung des Mittelabfluss und zur Stärkung der 
Investitionstätigkeit in Wirtschaft und privaten Haushalten 

• Deutschlandfonds: Umsetzung des Deutschlandfonds mit Fokus auf die 
Säulen „Energieinfrastruktur“, „Bauen & Wohnen“ sowie „Start-Ups & Scale-
Ups im Bereich Umwelttechnologie“ und Ausrichtung des Fonds an den Zielen 
der Klimaneutralität bis 2045 
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Benjamin Raschke 
Leiter Politik & Inhalte, Stiftung KlimaWirtschaft 
benjamin.raschke@klimawirtschaft.org 
 
Martin Pfaffenbach 
Referent Politik, Stiftung KlimaWirtschaft 
martin.pfaffenbach@klimawirtschaft.org 
 
Simon Vogelsang 
Senior Referent Kommunikation 
simon.vogelsang@klimawirtschaft.org 
 
Über die Stiftung KlimaWirtschaft 
 
Die Stiftung KlimaWirtschaft ist eine Initiative von Vorstandsvorsitzenden, 
Geschäftsführenden und Familienunternehmern, die sich aktiv für die Einhaltung der 
europäischen und deutschen Klimaziele einsetzt. Sie wurde 2011 unter dem Namen 
Stiftung 2° gegründet und hat sich 2021 in Stiftung KlimaWirtschaft umbenannt.  
 
Ziel der gemeinnützigen Stiftung ist die Förderung des Klimaschutzes sowie der 
nachhaltigen Nutzung natürlicher Ressourcen. Zu diesem Zweck bündelt und 
aktiviert die Stiftung KlimaWirtschaft die Verantwortungsbereitschaft, aber auch die 
Innovationskraft und Lösungskompetenz deutscher Unternehmen. Da wir die 
Klimaziele nur gemeinsam erreichen können, sind in der Stiftung nahezu alle 
relevanten Branchen und Bereiche der Wirtschaft vertreten. 
 
Das persönliche Bekenntnis und Engagement von CEOs, Vorständen und 
Unternehmensführern für einen ambitionierten klimapolitischen Kurs und die 
Bereitschaft, mit dem eigenen Unternehmen tatkräftig voranzugehen, machen die 
Stiftung KlimaWirtschaft zu einer zentralen Handlungsplattform für 
unternehmerischen Klimaschutz. 
 
Die Förderunternehmen der Stiftung KlimaWirtschaft  
 
ALDI SÜD Dienstleistungs-SE & CO. oHG, Alterric GmbH, Bausparkasse Schwäbisch 
Hall AG, BNP Paribas S.A. Niederlassung Deutschland, DAIKIN Airconditioning 
Germany GmbH, Deutsche Bahn AG, Deutsche Rockwool GmbH, Deutsche Telekom 
AG, EnBW Energie Baden-Württemberg AG, GLS Gemeinschaftsbank eG, Goldbeck 
GmbH, Heidelberg Materials, Otto Fuchs KG, Otto Group, Otto GmbH & Co KG, Papier- 
und Kartonfabrik Varel GmbH & Co. KG, PUMA SE, Salzgitter AG, Schüco International 
KG, SMS Group GmbH, Strabag SE, Thyssenkrupp Steel Europe AG, Union Asset 
Management Holding AG, VTG GmbH, Wacker Chemie AG 
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